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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„ 


1 


(Nr. 2445.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10. Mai 1844., betreffend die Erweiterung der 
Befugniß der Chef⸗Präſidenten der Landes Juſtiz-Kollegien hinſichtlich der 
Anſtellung der Subalternen bei den Ober- und Untergerichten. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. will Ich in Er⸗ 
weiterung der Order vom 31. Dezember 1827. (Geſetzſammlung vom Jahre 
1828., Seite 6.) hierdurch beſtimmen, daß die Chef-Praͤſidenten der Landes⸗ 
Juſtizkollegien in denjenigen Provinzen, in welchen das Allgemeine Landrecht und 
die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft haben, befugt ſeyn ſollen, vom 
1. Juli des laufenden Jahres an, ſaͤmmtliche Subalternen bei den Ober⸗ und 
Untergerichten, mit alleiniger Ausnahme der Salarien- und Depoſital⸗Kaſſenren⸗ 
danten bei den Obergerichten, anzuſtellen. Bei dieſen Anſtellungen iſt nach den 
Vorſchriften der erwaͤhnten Order zu verfahren; ſollte jedoch fuͤr angemeſſen 
befunden werden, einen richterlichen Beamten, gegen welchen auf Degradation 
zum Subalternbeamten, oder einen Subalternbeamten, gegen welchen auf Straf⸗ 
verſetzung erkannt worden iſt, in eine Subalternſtelle eines andern Obergerichts⸗ 
bezirks wieder unterzubringen, ſo haben die Chef-Praͤſidenten auf einen ſolchen 
Beamten nicht blos als auf ein ihnen empfohlenes Subjekt Ruͤckſicht zu neh⸗ 
men (Nr. 3. der Order vom 31. Dezember 1827.), ſondern die Anweiſung des 
Juſtizminiſters zu befolgen. Dieſer Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Potsdam, den 10. Mai 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 2446.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 13. Mai 1844., betreffend das Aufgebot vers 
lorner Inſtrumente über Anſprüche und Forderungen, welche in den bei 
dem Brande der Stadt Loslau im Jahre 1822. untergegangenen Hypothe— 
kenbüchern des Stadtgerichts zu Loslau ſich eingetragen befanden. 


D nach Ihrem Berichte vom 27. April d. J. bei dem Aufgebote verlorner 
Inſtrumente über ſolche Anſpruͤche und Forderungen, welche in den bei dem 
Brande der Stadt Loslau im Jahre 1822. untergegangenen Hypothekenbuͤchern 
des Stadtgerichts zu Loslau eingetragen geweſen find, der in den SS. 275. 278. 


des betreffenden Inſtruments vorgelegt werden ſolle, nicht genuͤgt werden kann, 
weil auch Aümmtliche Ingroſſationsbuͤcher und Grundakten ver nt 

ſri tame 344 9—6—ç—7 8 N „ „ „, en 2 N] 
Be auch ſämmtliche Ingroffationsbuͤcher und Grundakten verbrannt ſind; ſo 
ande Aufgebots verlorner Inſtrumente ($. 115. u. folg. Titel 51. Theil J. der Allge⸗ 
amomeinen Gerichtsordnung) der Vorlegung einer beglaubigten Abſchrift des zu 


S 
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und Schuldners, der Kapitalfumme und des verpfändeten Grundſtuͤcks bezeich⸗ 

net wird. — Sie haben dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 5 | 0 
Potsdam, den 13. Mai 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(Nr. 2447.) 
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Ar- 2447) Verordnung, die Eröffnung von Aktienzeichnungen für Eiſenbahn⸗Unternehmun⸗ 
s 2 gen und den Verkehr mit den dafür ausgegebenen Papieren betreffend. eee, An 
Sars. 2 Vom 24. Mai 1844. ce . 
e 5 | r 
2 Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 2 
i Aud Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben Uns bewogen gefunden, zur Beſeitigung der Mißbraͤuche, zu welchen die 
Eroͤffnung von Aktienzeichnungen fuͤr Eiſenbahn⸗Unternehmungen und der Ver⸗ 
kehr mit den dafuͤr ausgegebenen Aktienpromeſſen und aͤhnlichen Papieren Anlaß 
gegeben hat, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums fuͤr den ganzen Um⸗ 
fang Unſerer Monarchie zu verordnen, wie folgt: - 


6: 

Niemand darf fortan ohne ausdruͤckliche Genehmigung Unſeres Finanz⸗ 
Miniſters Aktienzeichnungen fuͤr ein Eiſenbahn-Unternehmen eroͤffnen oder Aktien⸗ 
Anmeldungen dafuͤr annehmen. Wer dieſer Beſtimmung zuwiderhandelt, hat 
eine Geldbuße von funfzig bis fuͤnfhundert Thalern, und außerdem die Konſis⸗ 
kation des gezogenen Gewinnes verwirkt. 


§. 2. 

Vertraͤge, welche nach Publikation der gegenwaͤrtigen Verordnung uͤber 
Aktienpromeſſen, Interimsſcheine, Quittungsbogen oder ſonſtige, die Betheiligung 
bei einer Eiſenbahn⸗Unternehmung bekundende, aber vor Berichtigung des vol⸗ 
len, auf die Aktien oder Obligationen einzuzahlenden Betrages ausgegebene 
Papiere errichtet werden, ſollen nur dann, wenn ſie ſofort von beiden Theilen 
Zug um Zug erfuͤllt werden, rechtsguͤltig, ſonſt aber ohne Ausnahme nichtig 
ſeyn, und es ſoll eine gerichtliche Klage aus dergleichen Vertraͤgen uͤberall nicht 
zugelaſſen werden, auch aus Vergleichen, welche uͤber hiernach unguͤltige Ge⸗ 
ſchaͤfte geſchloſſen werden, weder Klage noch Exekution ſtattfinden. 


§. 3. 

Ueber die im 8. 2. bezeichneten Papiere dürfen von den öffentlich beſtell⸗ 
ten und vereideten Maͤklern und Agenten bei Strafe der Amtsentſetzung keine 
andere Geſchaͤfte unterhandelt, vermittelt oder abgeſchloſſen werden, als ſolche, 
welche ſoſort von beiden Theilen Zug um Zug erfuͤllt werden. 

$. 4. 

Den öffentlich beſtellten und vereideten Maͤklern und Agenten wird bei 
Strafe der Amtsentſetzung hierdurch unterſagt, in Papieren, welche uͤber die 
Betheiligung bei auslaͤndiſchen Aktien⸗ Unternehmungen oder Anleihen 
vor Berichtigung des vollen, auf die Aktien oder Obligationen einzuzahlenden 
Betrages ausgegeben worden ſind oder kuͤnftig ausgegeben werden, irgend ein 
Geſchaͤft zu unterhandeln, zu vermitteln oder abzuſchließen, ohne Unterſchied, ob 
daſſelbe ſofort von beiden Theilen erfüllt wird, oder nicht. Eine Ausnahme 
findet nur in „ der Papiere für ſolche auslaͤndiſche Unternehmungen ftatt, 
welche nach den beſtehenden oder kuͤnftig abzuſchließenden Staatsvertraͤgen 10 
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auch auf inlaͤndiſches Gebiet erſtrecken; dieſe unterliegen, gleich den inlaͤndiſchen 
Papieren, nur den Beſtimmungen der SS. 2. und 3. BEN uns. 


$. 5. Sede 
Die in der Verordnung vom 19. Januar 1836. (Geſetzſammlung fuͤr 
1836. Seite 9. ff.) S. 7. beſtimmte Strafe und Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatz tritt auch gegen diejenigen ein, welche, ohne als oͤffentliche und vereidete 
Maͤkler oder Agenten angeſtellt zu ſeyn, und ohne vermoͤge ihres Amtes oder 
Dienſtverhaͤltniſſes im Auftrage Eines der Kontrahenten zu handeln, gegen Ent- 
gelt ein Geſchaͤft daraus machen, über die in den SS. 2. und A. der gegenwaͤr⸗ 
tigen Verordnung erwaͤhnten Papiere, ſo wie uͤber Aktien, Obligationen oder 
ſonſtige Geldpapiere in⸗ oder auslaͤndiſcher Geſellſchaften oder Inſtitute Geſchaͤfte 
zu unterhandeln, zu vermitteln oder abzuſchließen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 24. Mai 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Doyen. Muͤhler. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Gr. v. Arnim. Flottwell. 


